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Kopfüber in die
Nachhaltigkeitslücke

Wie ruiniere ich den Sozialstaat? Wenn die-
se Frage den Wettbewerb der politischen
Parteien entschiede, dann hätte die große
Koalition aus CDU, CSU und SPD die Wahl
zum Bundestag schon gewonnen. Was die

Regierung unter der Führung der Bundeskanzlerin auf Drängen
des Sozialministers dem sogenannten Generationenvertrag der
gesetzlichen Rentenversicherung mit einem der letzten Gesetze
dieser Legislaturperiode antut, das findet im Erinnerungsbuch
der politischen Fehlentscheidungen kaum seinesgleichen.

Kurz gesagt: Die Koalition hat per Gesetz verfügt, dass die
Renten nie mehr sinken dürfen – auch dann nicht, wenn die
Löhne der Arbeitnehmer sinken. Das bedeutet einen Bruch mit
der für die Bundesrepublik fast konstitutiven Maxime, dass sich
auf mittlere Sicht Löhne und Renten in gleicher Richtung be-
wegen sollen: Die Rentner sollen nicht zurückbleiben; sie sollen
aber auch nicht vorpreschen. 

Für den Sozialflügel der Unionsparteien und für die Sozial-
demokraten galt das über Jahrzehnte als das sozialpolitische
Credo schlechthin. Nun aber fällt eine Wahl zum Bundestag in
ein Jahr der wirtschaftlichen Krise. Dass die Löhne ausnahms-
weise auch einmal sinken dürfen, gehört zu den mühsam zu-
sammengezimmerten Strategien, ohne allzu große Verluste an
Beschäftigung aus dieser Krise herauszufinden. Und wenn alles
nach der bisher geltenden Regel des Sozialstaats ginge, hieße
das: Dann müssen – mit der in der Rentenformel eingebauten
Verzögerung – auch die Renten sinken.

Mit kaum abzuschätzenden Zuschüssen aus dem Bundes-
haushalt an die Rentenkasse soll das abgewendet werden. Die
Koalition sieht zu, wie die Rentenversicherung dabei kopfüber
in die Nachhaltigkeitslücke stürzt. Doch sie wird die Renten-
kasse auffangen: mit wachsenden Staatszuschüssen, die den
Haushalt noch dichter an den Rand des Ruins bringen. 

Hans D. Barbier

Umweltschäden durch
Subventionen
In Deutschland gab es im Jahr
2006 Subventionen von knapp
42 Milliarden ¤, die negativ
auf Gesundheit und Umwelt
wirkten. Dies ist das Ergebnis
der Studie „Umweltschädliche
Subventionen in Deutschland“,
herausgegeben vom Umwelt-
bundesamt.

Die Forscher analysierten
Subventionen des Bundes in
den Bereichen Bau- und Woh-
nungswesen, Verkehr, Energie-
wirtschaft, sowie Landwirt-
schaft. Die Palette der negati-
ven Umweltwirkungen reichte
von der Beeinträchtigung der
Wasser-, Boden- und Luftqua-
lität über die Erhöhung der Flä-
cheninanspruchnahme und die
Verringerung der Artenvielfalt
bis hin zu Klimaverschlechte-
rungen.

Da Förderprogramme ein-
zelner Bundesländer und
Kommunen nahezu unbeach-
tet blieben, dürfte das tatsäch-
liche Volumen umweltschäd-
licher Subventionen in
Deutsch land über dem errech-
neten Wert von 42 Milliarden ¤
gelegen haben.

Von einem Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen
würden sowohl die öffent-
lichen Haushalte als auch die
Umwelt profitieren. Die einge-
sparten Gelder ließen sich bei-
spielsweise für die Senkung
der Steuerlast nutzen – oder
zum Ausgleich der gebeutel-
ten Staatskasse.
www.umweltdaten.de/publikationen
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Wer soll das bezahlen, …?
Die Bundesregierung macht in
diesem Jahr noch mehr Schul-
den als bisher eingeplant. Das
belegt der zweite Nachtrags -
etat 2009, den der Haushalts-
ausschuss Anfang Juli 2009
beschlossen hat. Danach soll
die Neuverschuldung in die-
sem Jahr auf rund 49 Milliar-
den ¤ steigen – der bisher
höchste Betrag in der Ge-
schichte der Bundesrepublik
Deutschland.

Im Entwurf der Bundesre-
gierung zu diesem Nachtrags-
etat war noch eine Nettokre-
ditaufnahme von 47,6 Milliar-
den ¤ vorgesehen (BT-Druck-
sache 16/13000). Noch wenige
Wochen vorher wollte der Fi-
nanzminister mit 36,7 Milliar-
den ¤ neuen Schulden aus-
kommen. Insgesamt steigen
in diesem Jahr die Ausgaben
auf 303,3 Milliarden ¤, die
Steuereinnahmen sollen 224
Milliarden ¤ betragen.

Begründet wurde der neu-
erliche Anstieg der Neuver-
schuldung vor allem damit,
dass für „Haushaltsklarheit
und Haushaltswahrheit“ die
Kosten für das kürzlich be-
schlossene „Bürgerentlas-
tungsgesetz“ eingearbeitet
werden mussten. Alleine da-
für wurden 1,13 Milliarden ¤
neu eingestellt. Daneben be-
schloss der Ausschuss unter
anderem auch, dass der Kauf
von Partikelfiltern für die
Nachrüstung von Personen-
kraftwagen zukünftig mit ei-
nem Zuschuss von 330 ¤



In welcher Höhe Subventio-
nen in der Bundesrepublik
tatsächlich fließen, ist um-
stritten. Die genannten Beträ-
ge reichen von 34,3 Milliar-
den ¤, die das Statistische
Bundesamt aktuell für 2006
errechnet hat. Das Amt ver-
wendet den sehr engen Sub-
ventionsbegriff der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrech-
nung, der lediglich die Fi-
nanzhilfen für laufende Pro-
duktionszwecke zählt. Der
Bundesfinanzminister weist
dagegen 57,4 Milliarden ¤

aus. Schließt man sich den
Wirtschaftsforschern des Ins -
tituts für Weltwirtschaft (IfW)
in Kiel an, erreicht die Sub-
ventionssumme 2006 sogar
146 Milliarden ¤. 

Was ist eine Subvention?
Grund für die großen Unter-
schiede: Weder in der finanz -
wissenschaftlichen Literatur
noch in der Praxis ist der Be-
griff „Subvention“ eindeutig
definiert. Einigkeit herrscht
nur darüber, dass direkte
Zahlungen des Staates an
Unternehmen – ohne Gegen-
leistung – grundsätzlich zu
den Subventionen zählen.
Gleichwohl erwarten die poli-
tischen Geldgeber eine be-
stimmte Verhaltensweise vom
Subventionsempfänger, zum
Beispiel eine spezielle Art der
Produktion: „nachhaltig“,
„ökologisch“ „energieeffi-
zient“ oder Ähnliches.

Davon ausgehend gibt es –
je nach Institution und Unter-

suchungszweck – unter-
schiedlich weite Abgrenzun-
gen von Subventionen. In die-
sem Zusammenhang lassen
sich wiederum explizite und
implizite Subventionen unter-
scheiden. Explizite Subventio-
nen haben unmittelbare Wir-
kung auf das Budget, wie im
Fall direkter Finanzhilfen und
Steuervergünstigungen. Im-
plizite Subventionen treten
dagegen verdeckt auf und ha-
ben nur eine mittelbare Bud-
getwirkung. Dazu gehören
nicht in Anspruch genomme-
ne Bürgschaften und Garan-
tien oder die staatliche Bereit-
stellung oder Beschaffung von
Produkten zu Preisen, die
nicht den Marktpreisen ent-
sprechen. 

Subventionen laut
Selbstauskunft...
Im Subventionsbericht der
Bundesregierung, den das
Bundesministerium der Fi-
nanzen auf Grundlage des
Stabilitäts- und Wachstums-
gesetzes von 1967 alle zwei
Jahre aufstellen muss, wer-
den nur Subventionen in
Form von Finanzhilfen und
Steuervergünstigungen auf-
geführt. Geldleistungen des
Bundes an Stellen außerhalb
der Bundesverwaltung zählen
zu den Finanzhilfen. Steuer-
vergünstigungen sind spe-
zielle steuerliche Ausnahmen
von bestehenden gesetzlichen
Regelungen, die für die öf-
fentliche Hand zu Minderein-
nahmen führen.

Doch diese Erfassung ist
inkonsistent. Sie lässt staatli-
ches Handeln mit Subventions -
charakter unbeachtet. Ein
Beispiel hierfür ist die Steuer-
vergünstigung für Diesel im
Vergleich zu Normalbenzin,
die im Subventionsbericht
nicht als Subvention aufge-
führt wird.

...und darüber hinaus
Der Subventionsbericht listet
also nur die Teile der staat-
lichen Aktivitäten auf, die
mittelbar und unmittelbar den
Staatshaushalt beeinflussen.
Andere staatliche Zuwendun-
gen finden sich in verschiede-
nen Berichten der Bundesre-
gierung, zum Beispiel im
Bundesverkehrswegeplan, im
Umwelt- und in sonstigen Be-
richten.

Den weitesten Subventions-
begriff verwenden die For-
scher des IfW. Er umfasst
auch Zahlungen an öffentli-
che Institutionen, die private
Güter oder Dienstleistungen
anbieten. Das Institut fragt
bei seiner Methode nicht da-
nach, wer gefördert, sondern
danach, was angeboten wird.
Nur so werde das tatsächliche
Ausmaß abgebildet, mit dem
wirtschaftliche Tätigkeiten
vom Staat beeinflusst wer-
den. Grundsätzlich könnten
die besagten Güter und
Dienstleistungen auch von
privaten Unternehmen ange-
boten werden. Zu den Sub-
ventionen zählt das IfW des-
halb auch Zuschüsse an Kran-
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Subventionen für alle
Abwrackprämie, Kredite für Banken, Bürgschaften für Autobauer und und und: Der Staat gibt
sich zurzeit höchst spendabel. Was angesichts der Wirtschaftskrise als notwendig angesehen
wird, verdeckt, dass der Staat sowieso alljährlich Subventionen in Milliardenhöhe gewährt.

unterstützt werden kann; da-
für sind insgesamt 66 Millio-
nen ¤ vorgesehen.
dip21.bundestag.de

Einmal gerettet,
immer gerettet?
Die Industrie-Kreditbank
(IKB) war 2007 die erste Bank
in Deutschland, die wegen
Spekulationen mit amerikani-
schen Ramschhypotheken an
den Rand der Pleite geriet. Die
staatliche Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW), die da-
mals größter IKB-Aktionär
war, sowie Bund und Banken-
wirtschaft hatten die IKB mit
Milliardenhilfen davor be-
wahrt. Die einstige Mittel-
standsbank wurde dann im
vergangenen Spätsommer an
den US-amerikanischen Fi-
nanzinvestor „Lone Star“ ver-
kauft. Der Kaufpreis wurde
damals in Branchenkreisen
auf 115 Millionen ¤ geschätzt
– ein Bruchteil der Summe,
die in die IKB gepumpt wurde.
Die Staatsbank KfW, und da-
mit letztlich der Steuerzahler,
wurde durch das IKB-Desaster
mit rund zehn Milliarden ¤

belastet.
Mitte Juni 2009 forderte die

IKB nun weitere Hilfen, weil
„die Situation an den Geld- und
Kapitalmärkten weiterhin so
schwierig ist, dass eine adäqua-
te Refinanzierung derzeit kaum
möglich ist“. Anfang Juli erhöh-
te der Bankenrettungsfonds
(Soffin) den Garantierahmen
für die vermeintlich „gerettete“
IKB um weitere sieben Milliar-
den ¤ auf insgesamt nun zwölf
Milliarden ¤. Diese neuerliche
Hilfe muss allerdings noch von
der EU-Kommission genehmigt
werden.
www.destatis.de



Steinkohlebergbau gegenüber
82 Millionen Bundesbürgern
ins Gewicht?

Vielfältige
Subventionsgründe
An guten Gründen für eine
Subvention fehlt es den Poli-
tikern dabei nie: Die belieb-
teste Begründung für staatli-
che Hilfen zielt auf Arbeits-
plätze. Entweder gilt es, sie
zu erhalten oder einen unum-
gänglichen Arbeitsplatzabbau
sozialverträglich abzufedern.
Das Erstaunliche: Trotz Sub-
ventionierung konnte der
überwiegende Teil der Ar-
beitsplätze in der Landwirt-
schaft, im Steinkohlebergbau
oder bei den Werften nicht er-
halten werden.

Auch „Marktversagen“
muss häufig als Subventions-
grund herhalten. Der Staat
müsse helfen, eine vermeintli-
che fehlerhafte Marktentwick-
lung zu beseitigen. Marktver-
sagen entdeckten in den ver-
gangenen Jahren beispiels-
weise immer wieder die Land-
wirte, weil die Weltmarktprei-
se für bestimmte Produkte
deutlich unter den Erzeuger-
preisen vor Ort lagen.

Die „Versorgungssicher-
heit“ ist ein weiterer gern ge-
nannter Subventionsgrund.
Ziel staatlicher Unterstützung
müsse sein, bei bestimmten
Produkten – Energie zum Bei-
spiel – die nationale Unab-
hängigkeit zu sichern. Die
Subventionspraxis anderer
Länder wird ebenfalls als Ar-
gument für eigene Subventio-
nen angeführt.

Mangelnde 
Erfolgskontrolle
Erstaunlicherweise hat fast
jede Bundesregierung den

kenhäuser, Hilfen für Kinder-
gärten und sogar Sozial -
leistungen, sofern sie nicht
speziellen Personengruppen
zugute kommen.

Subventionen und
Interessengruppen 
Egal wie die Subvention ge-
nannt wird, immer ist ein Ge-
setz oder eine Verordnung
notwendig. Verantwortlich
dafür sind nicht nur die
Volksvertreter im Bundestag,
sondern auch die Abgeordne-
ten in den Land- oder Kreista-
gen. Es ist aber zu kurz ge-
dacht, die gängige Subven-
tionspraxis nur der Politik an-
zulasten. Eine Kommission
des Landtags von Nordrhein-
Westfalen kam schon vor gut
dreißig Jahren zum Ergebnis,
dass „Subventionen Politi-
kern auf jeder Ebene die Mög-
lichkeit bieten, durch die Be-
friedigung von Gruppeninte -
ressen ihre Chancen auf
Wiederwahl und Machterhalt
zu vergrößern“. Am Ent- und
Fortbestehen von Subventio-
nen sind also einerseits Poli-
tiker mit Blick auf die nächs -
ten Wahlen beteiligt, anderer-
seits eine Vielzahl von Inter-
essengruppen.

Ob Industrieverbände, Ge-
werkschaften oder andere: Al-
le drängen die Politik zu be-
stimmten Entscheidungen –
vermeintlich zum Wohl aller,
in jedem Fall aber im Dienste
des eigenen Wohls. Die Politi-
ker sind dabei aus offensicht-
lichen Gründen leicht zu ge-
winnen, denn Subventionen
wirken sich für die Gruppe
der Begünstigten spürbar
aus, während die Belastung
für die große Mehrheit relativ
gering ist. Wie stark fallen
rund 40 000 Beschäftigte im

Subventionsabbau in Regie-
rungserklärungen und Koali-
tionspapiere geschrieben.
Doch Papier ist geduldig, die
Realität sieht anders aus.
Nicht nur Landwirtschaft und
Steinkohlebergbau zeigen:
Einmal eingeführt, überste-
hen Subventionen Jahrzehnte
und können doch nicht gegen
Marktkräfte schützen.

Allerdings wird der Erfolg
von Subventionen bislang
auch kaum systematisch
überprüft. Im 21. Subven-
tionsbericht der Bundesregie-
rung wird zwar die Bedeu-
tung der Erfolgskontrolle her-
vorgehoben. Es wurde auch
„ein internationales Konsor-
tium … mit der externen Eva-
luierung der finanziell be-
deutsamsten Steuervergünsti-
gungen“ beauftragt. Doch der
Bericht stellt auch fest: „Be-
lastbare Wirkungsanalysen
sind sehr schwierig...“ Das
heißt: Subventionen müssen
überprüft werden, aber leider
ist das kaum möglich. Protes-
te der Steuerzahler gegen die-
sen unhaltbaren Zustand blie-
ben bislang aus. Vielleicht,
weil jeder irgendwie von Sub-
ventionen profitiert:
� Für Lebensmittel wird ein
geringerer Mehrwertsteuer-
satz erhoben als für andere
Güter.
� Fluggesellschaften, Bin -
nen schiffer und Landwirte er-

halten Treibstoffe steuerfrei
oder steuerbegünstigt.
� Der Staat fördert über Zu-
schüsse und Steuernachlässe
die Bildung von Vermögen,
Stichwort Riesterrente.

Bereits diese wenigen Bei-
spiele zeigen, dass Subventio-
nen recht breit gestreut wer-
den; einige profitieren mehr,
andere weniger, manche kom-
men sogar in den Genuss
mehrerer Subventionen. Da-
bei sind es vor allem Groß-
unternehmen, die von Staats-
zuschüssen profitieren. Be-
reits 1977 kam eine Studie der
Universität zu Köln zum Er-
gebnis, dass Hauptnutznießer
der Staatshilfen eindeutig die
großen Unternehmen seien:
„Gemessen am Gesamtum-
fang der Staatsleistungen ist
der Anteil der Leistungen für
den mittelständischen Bereich
sehr gering.“ 

Dass sich daran wenig ge-
ändert hat, zeigen die – seit
neuestem auch in Internet
nachzulesenden – Agrarsub-
ventionen der Europäischen
Union: Hauptempfänger sind
Lebensmittelhersteller und
Fleischverarbeiter. „Normale“
landwirtschaftliche Familien-
betriebe gehen dagegen leer
aus. Schlimme Folge dieser
Politik: Trotz der Milliarden-
subventionen hält das Höfe -
sterben an.

Andreas Schirmer

„Hier wird nicht die Leistung prämiiert, sondern das Gegenteil getan,
es wird der Leistungsschwächere – aus welchen Gründen auch immer – 
subventioniert. Das scheint mir nicht das Prinzip zu sein, welches geeignet ist,
echten Fortschritt zu bringen.“ 
Ludwig Erhard

Subventionen
in Milliarden E Destatis BMFi IfW

2003 35,9 56,3 146,8

2004 34,7 55,4 145,1

2005 33,5 57,5 144,2

2006 34,3 57,4 146,0

2007 – – 143,1

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis); Bundesministerium der
Finanzen (BMFi); Institut für Weltwirtschaft (IfW)



Vollbeschäftigung
Gegenüber dem Vormonat re-
duzierte sich die offiziell ge-
meldete Zahl der Arbeitslosen
im Juni zwar um 48 000 auf
rund 3,4 Millionen. Sie lag da-
mit aber um rund 250 000
über dem Vorjahresstand. 

Problematisch ist: Inzwi-
schen gibt es viele Sonderre-
geln darüber, wer als „arbeits-
los“ gilt. Die von verschiedenen
Bundesregierungen veranlass -
ten Änderungen haben dazu
geführt, dass die Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) eine eigene
Zählweise entwickelt hat. Seit
Mai weist sie zusätzlich aus,

anderen Ländern vernachläs-
sigt. Dabei ist die frühzeitige
Auseinandersetzung mit die-
ser Erwerbsform notwendig,
denn die Entscheidung zur
Selbständigkeit fällt bereits in
jungen Jahren.

Geldwertstabilität
Die Zahl zwangsversteigerter
Immobilien war in den ersten
sechs Monaten leicht rückläu-
fig. Von Januar bis Juni 2009
setzten die Amtsgerichte rund
45 000 Versteigerungstermine
an, das waren 2,8 Prozent we-
niger als im Vorjahreszeit -
raum. Die Summe der amtlich
festgelegten Verkehrswerte für
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Die Soziale Marktwirtschaft im Juli 2009
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

wie viel ihrer Meinung nach
die „Arbeitslosigkeit im weite-
ren Sinne“ oder die gesamte
„Unterbeschäftigung“ aus-
macht. Dazu addieren sie all
diejenigen zu den offiziellen
Arbeitslosen, die aus den ver-
schiedensten Gründen – Be-
schäftigungs- und Trainings-
maßnahmen, Ein-Euro-Jobber,
Vorruheständler und andere
mehr – nicht als arbeitslos zäh-
len. Auf diese Weise zählt die
BA für den Juni rund 4,5 statt
3,4 Millionen Menschen ohne
Arbeit.

Eigenverantwortung
Ein hoher Lebensstandard in
Deutschland ist auf Innovatio-
nen und deren wirtschaftliche
Verwertung durch Unterneh-
mer angewiesen. Eine aktuelle
Studie des Instituts für Arbeits-
markt und Berufsforschung hat
jedoch ergeben: Im Vergleich zu
anderen Ländern ist die Bevöl-
kerung hierzulande eher risiko-
scheu. Die Angst zu scheitern,
hält viele von der Gründung ab. 

Hauptgrund für die Zurück-
haltung: Die gründungsbezo-
gene Aus- oder Weiterbildung
– innerhalb und außerhalb der
Schule – wird im Gegensatz zu

diese Immobilien betrug 7,7
Milliarden ¤; diese Werte lie-
gen üblicherweise unter dem
Marktwert der Immobilien.

Da die Politik auch beim
Justizpersonal kürzt, kommt
es zu langen Verfahrenszeiten
bei den amtlichen Versteige-
rungen. Die Zeitspanne zwi-
schen der Beschlagnahme ei-
ner Immobilie und der Veröf-
fentlichung des ersten Verstei-
gerungstermins durch die
Amtsgerichte liegt je nach
Bundesland zwischen 347 und
586 Tagen. Das gesamte Ver-
fahren, einschließlich der Fol-
getermine, kann bis zu drei
Jahren dauern. Die lange Ver-
fahrensdauer bedeutet meis-
tens neben dem Zeitverlust
auch Mietausfall, Zins- und
Tilgungsverlust sowie Wertver-
luste durch Reparaturstaus.

I N D E X

„Statistik ist für mich das Informationsmittel der Mündigen. Wer mit ihr umgehen kann,
kann weniger leicht manipuliert werden. Der Satz «Mit Statistik kann man alles beweisen»
gilt nur für die Bequemen, die keine Lust haben, genau hinzusehen.“
Elisabeth Noelle, Institut für Demoskopie Allensbach
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Versteigerungen
Dauer* bis: 1. Termin Abschluss

Rheinland Pfalz 347 607

Deutschland 434 693

Bremen 483 770

Saarland 542 771

Thüringen 586 1 038

* in Tagen
Quelle: Argetra GmbH
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